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der Sicherheit Rechnung tragenden kollek­
tiven Zusammenwirken außerstande. Die 
Kompensierung von Fehlhandlungen im 
Rahmen des Sicherheitssystems schließt 
das Vorliegen einer allgemeinen Gefahr 
nicht aus (vgl. OGNJ 1975/2, S. 55).

5. Das Führen eines Fahrzeugs trotz er­
heblicher Beeinträchtigung der Fahrtüch­
tigkeit muß unter bewußter Verletzung von 
Pflichten (im Straßenverkehr von § 7 
StVO) erfolgen.
Der Fahrzeugführer muß wissen, daß er 
alkoholische Getränke o. ä. zu sich genom­
men hat. Nicht erforderlich ist die Kennt­
nis der konkreten Blutalkoholkonzentra­
tion, ihrer Auswirkungen sowie deren Ab­
bau.
Entschließt er sich hierzu erst in einem 
schuldhaft herbeigeführten, die . Zurech­
nungsfähigkeit ausschließenden Rauschzu­
stand, so ist § 200 i. Verb. m. § 15 Abs. 3 
anzuwenden. Geschieht dies in einem 
die Zurechnungsfähigkeit vermindernden 
Rauschzustand, liegt § 16 Abs. 2 vor. 
Hinsichtlich der allgemeinen Gefahr muß 
zumindest Fahrlässigkeit gegeben sein.
Da sich die Schuld nicht auf die mögliche 
Herbeiführung eines Verkehrsunfalles er­
strecken muß, sondern auf eine mögliche 
Gefährdungssituation beschränkt bleibt, 
kann die allgemeine Gefahr auch bedingt 
vorsätzlich herbeigeführt werden. Dann ist 
Anstiftung und Beihilfe zu § 200 möglich, 
vorausgesetzt, daß dem Handeln des Be­
teiligten Rechtspflichtverletzungen zu­
grunde liegen (vgl. OGNJ 1978/5, S. 231, 
OGNJ 1978/9, S. 410).

6. Nach Abs. 2 ist strafrechtliche Verant­
wortlichkeit für Personen begründet, die

zwar nicht selbst ein Fahrzeug führen, je­
doch im Rahmen des Arbeitsprozesses in­
folge ihrer beruflichen Tätigkeit Voraus­
setzungen zur Gewährleistung der Sicher­
heit des Verkehrs zu schaffen haben, z. B. 
als Stellwerkdispatcher, Fahrdienstleiter 
oder als Verantwortlicher für die Sicherung 
des Flug- und Schiffsverkehrs. Ist deren Fä­
higkeit, ihre Dienstpflichten zu erfüllen, in­
folge Alkoholgenusses erheblich beein­
trächtigt, sind sie zu einem den Belangen 
der Sicherheit Rechnung tragenden kollek­
tiven Zusammenwirken, insbesondere bei 
besonderen Vorkommnissen und Betriebs­
störungen außerstande. Die berufliche Tä­
tigkeit muß sich unmittelbar auf die Ver­
kehrssicherheit beziehen. Dies ist allgemein 
der Fall, wenn die Erfüllung der Dienst­
pflichten für die sichere Leitung eines kon­
kreten Verkehrsablaufs notwendig ist und 
dem Fahrzeugführer selbst damit die Vor­
aussetzungen füç eine zügige und sichere 
Fahrt geschaffen werden (vgl. Urteil KG 
Bernburg, NJ 1982/5, S. 239).
Dagegen übt z. B. der Wärter einer Loko- 
motivdrehscheibe eine solche Tätigkeit nicht 
aus (vgl. BG Frankfurt (Oder), NJ 1973/14, 
S. 426).
Der Blutalkoholwert gilt auch für diesen 
Personenkreis.

7. Die Strafverschärfung (Abs. 3) tritt nur 
ein, wenn der Täter strafrechtlich wegen 
eines Vergehens nach § 200 von einem 
staatlichen oder gesellschaftlichen Gericht 
zur Verantwortung gezogen wurde (vgl. 
Urteil BG Suhl, NJ 1972/1, S. 22). Ord­
nungsstrafen nach § 47 StVO reichen hier­
für nicht aus.
Eine Verurteilung nach § 200 stellt keine 
Rückfallvoraussetzung im Sinne des § 44 
dar.

§201
Unbefugte Benutzung von Fahrzeugen 1

(1) Wer Kraftfahrzeuge, Wasser-, Luft- oder Schtenenfahrzeuge, zu deren Führung 
eine Erlaubnis erforderlich ist, gegen den Willen des Berechtigten benutzt, wird von 
einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen oder mit 
öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Haftstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft.
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